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Liebe Mitbürgerinnen, 

Liebe Mitbürger, 

Eine moderne Industrie- und Dienstleistungsgesellschaft funktioniert nicht ohne ein effizientes Ar-
beitsrecht. Gerechte arbeitsrechtliche Regelungen sind die Grundlage für den sozialen Frieden. Sie 
bestimmen über den wirtschaftlichen Erfolg – der Betriebe, der Volkswirtschaft und der Einzelnen.

Das Arbeitsrecht stellt gleiche Augenhöhe her. Arbeitnehmer und Arbeitgeber haben in Deutschland 
klar definierte Rechte und Pflichten. Mitbestimmungsrechte gehören dazu und Schutzrechte. Ein 
ganz wichtiges ist der Kündigungsschutz. 

Genauso wichtig ist moderner Arbeitsschutz. Denn gesunde und motivierte Beschäftigte sind un-
verzichtbar für unternehmerischen Erfolg. Auch in Zeiten von Globalisierung und internationalem 
Wettbewerb gilt: Sicherheit und Gesundheit bei der Arbeit sind kein Luxus, sondern ein Gütesiegel 
unserer Arbeitswelt.

Dieses Buch versteht sich als eine Orientierungshilfe.
Ich wünsche Ihnen eine interessante Lektüre.

Olaf Scholz
Bundesminister für Arbeit und Soziales

Vorwort
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1 Grundlagen des Arbeitsrechts

Aufgaben des Arbeitsrechts

1 Zentrale Aufgabe des Arbeitsrechts  ist seine 
Schutzfunktion für unselbständig tätige Arbeitneh-
mer. Grundgedanke des Arbeitsrechts ist, einen fai-
ren Interessenausgleich zwischen Arbeitgebern und 
Arbeitnehmern herbeizuführen. Das Arbeitsrecht 
ist darauf ausgelegt, Arbeitnehmern ein annähernd 
gleichgewichtiges Aushandeln der Löhne und Ar-
beitsbedingungen zu ermöglichen. Hinzu tritt die 
Aufgabe, zum Schutz der wirtschaftlich Schwä-
cheren und in ihrer Existenzgrundlage weitgehend 
vom Lohn abhängigen unselbständig Beschäftigten, 
durch Mindestnormen Sicherheit zu schaffen. Für 
Arbeitnehmer bestimmt sich der Grad der Freiheit 
im Arbeitsverhältnis in hohem Maße an dem Grad 
der Sicherheit im Arbeitsverhältnis, insbesondere 
am Schutz vor dem Verlust des Arbeitsverhältnisses. 
Verlässliche und faire Arbeitsbedingungen sind auch 
eine wesentliche Voraussetzung für die Lebens- und 
Familienplanung der Arbeitnehmer.

2 Arbeitsbedingungen sind immer auch Wirtschafts-
bedingungen für die Unternehmen. Das Arbeitsrecht 
hat deshalb auch die Wettbewerbsfähigkeit und die 
Anpassungsfähigkeit der Unternehmen zu berück-
sichtigen. Entscheidend ist, dass die Interessen von 
Arbeitgebern und Arbeitnehmern durch das Arbeits-
recht zu einem angemessenen Ausgleich gebracht 
werden können. Zum Ausgleich gehören auch Teilha-
berechte über kollektive Interessenvertretungen, Si-
cherheit und Gesundheitsschutz bei der Arbeit, Erhal-
tung der Beschäftigungsfähigkeit der Arbeitnehmer 
durch lebenslanges Lernen, vor allem durch beruf-
liche Weiterbildung, familienfreundliche Gestaltung 
der Arbeit sowie die Gleichstellung von Frauen und 
Männern in der Arbeitswelt. Diese Zielsetzung des 
Arbeitsrechts besteht unabhängig von der arbeitsver-
traglichen Gestaltung und der gewählten Form des 
Arbeitsverhältnisses (Vollzeit/Teilzeit oder befristet/
unbefristet).

3 Im deutschen Arbeitsrecht legen gesetzliche Re-
gelungen zum Schutz des Arbeitnehmers regelmä-
ßig nur Mindeststandards fest, die sich ihrerseits 
häufig an europäischen Rechtsnormen orientieren. 
Das Arbeitsrecht ermöglicht es Arbeitgebern und Ar-
beitnehmern, oberhalb der Mindeststandards durch 
einzelvertragliche Vereinbarungen oder Tarifverträge 
für Arbeitnehmer günstigere Arbeitsbedingungen zu 
schaffen. Arbeitgeber und Arbeitnehmer und auf der 
kollektiven Ebene die Tarifvertragsparteien haben 
damit einen erheblichen Gestaltungsspielraum, um 
Regelungen zu vereinbaren, die im konkreten Fall 
den Interessen von Arbeitnehmern und Unternehmen 
gerecht werden. Auf diese Weise stellen arbeits- und 
tarifvertragliche Normen einen Ausgleich zwischen 
der Wettbewerbsfähigkeit der Unternehmen und dem 
Schutz der Arbeitnehmer her. Das Arbeitsrecht setzt 
damit den Rahmen für eine flexible und moderne 
Arbeitsorganisation. Das geltende Arbeitsrecht er-
möglicht es, den erforderlichen Ausgleich zwischen 
Wettbewerbsfähigkeit der Unternehmen und Arbeit-
nehmerschutz zu schaffen und ihn entsprechend den 
Veränderungen der Arbeitswelt ständig neu zu justie-
ren. 

Grundbegriffe des Arbeitsrechts

Arbeitnehmer/Arbeitgeber 

4 Entscheidend für die Anwendung des Arbeitsrechts 
sind die Begriffe des Arbeitnehmers und des Arbeit-
gebers. Als Arbeitnehmer gelten Personen, die auf-
grund eines Vertrages einem anderen für eine gewisse 
Dauer zur Arbeitsleistung verpflichtet sind. Arbeit-
geber ist jeder, der einen anderen als Arbeitnehmer  
beschäftigt. Arbeitgeber kann auch sein, wer selbst 
als Arbeitnehmer oder Beamter bei einem anderen 
Arbeitgeber oder Dienstherrn beschäftigt ist. Für die 
Arbeitgebereigenschaft ist es unerheblich, ob der Ar-
beitgeber eine natürliche oder juristische Person (z.B. 
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GmbH), Privatperson oder eine öffentlich-rechtliche 
Person (z.B. Bundesland) ist.  

Arbeitsverhältnis/Arbeitsvertrag

5 Für die Anwendung des Arbeitsrechts ebenso be-
deutsam sind die Begriffe des Arbeitsverhältnisses 
und des Arbeitsvertrages. Ein Arbeitsverhältnis 
liegt vor, wenn jemand (der Arbeitnehmer) aufgrund 
eines privatrechtlichen Vertrages (des Arbeitsver-
trages) im Dienste eines anderen (des Arbeitgebers) 
abhängige Arbeit leistet. Ein Arbeitsverhältnis kann 
ebenso bei einer hauptberuflichen wie bei einer ne-
benberuflichen Tätigkeit angenommen werden. Auch 
die Höhe des Arbeitsentgelts, die Tatsache einer Aus-
hilfstätigkeit, die Vertragsdauer oder der Umfang der 
Arbeitsleistung ist nicht allein dafür maßgebend, ob 
ein Arbeitsverhältnis vorliegt oder nicht (vgl. BAG v. 
13. März 1987, DB 1987, S. 1320). Auch bei gering-
fügigen und kurzfristigen Beschäftigungsverhältnis-
sen wird i.d.R. ein Arbeitsverhältnis vorliegen.   

6 Das Arbeitsverhältnis wird durch den Arbeitsver-
trag begründet. Mit Abschluss des Arbeitsvertrages 
verpflichtet sich der Arbeitnehmer zur Leistung der 
versprochenen Arbeit und der Arbeitgeber vor allem 
zur Zahlung der vereinbarten Vergütung. Der Ar-
beitsvertrag ist ein privatrechtlicher Vertrag über eine 
abhängige Dienstleistung.  

7 Kriterien für die Feststellung einer persönlichen 
Abhängigkeit und damit für das Vorliegen eines Ar-
beitsvertrages sind insbesondere:

Weisungsrecht des Arbeitgebers

– persönliche und fachliche Bindung an Weisun-
gen, z.B. Unterordnung unter Vorgesetzte,

– zeitliche Weisungsgebundenheit, z.B. Möglich-
keit des Arbeitgebers in einem bestimmten Rah-
men über die Arbeitszeit des Arbeitnehmers zu 
verfügen,

– örtliche Bindung der zu erbringenden Arbeitsleis-
tung.

Eingliederung in den Betrieb

– fremdbestimmte Arbeitsorganisation,

– die für den störungsfreien Betriebsablauf unver-
zichtbare und eingeplante Arbeitsbereitschaft,

– Notwendigkeit einer ständigen engen Zusam-
menarbeit mit anderen Arbeitnehmern.

8 Der Arbeitsvertrag ist vom freien oder selbständi-
gen Dienstvertrag zu unterscheiden. Das maßgeben-
de Unterscheidungsmerkmal des Arbeitsvertrages 
zum freien oder selbstständigen Dienstvertrag ist 
die sog. persönliche Abhängigkeit des Arbeitneh-
mers. Zwar bringt jede Dienstleistung eine gewisse 
Abhängigkeit mit sich, im freien Dienstvertrag kann 
der Dienstnehmer jedoch seine Tätigkeit im Wesentli-
chen frei gestalten und seine Arbeitszeit bestimmen.  

Beispiele: 

–   Beratung durch einen Rechtsanwalt

–   Untersuchung und Beratung durch einen Arzt

Ob eine Tätigkeit in persönlicher Abhängigkeit oder 
selbstständig ausgeübt wird, ist nach der Rechtspre-
chung des Bundesarbeitsgerichts aufgrund einer 
Gesamtwürdigung aller Umstände des Einzelfalles 
zu beurteilen; dabei kommt es maßgeblich jedoch 
weniger auf vertragliche Formulierungen als auf die 
tatsächliche Ausgestaltung und Durchführung des 
Vertragsverhältnisses an. Wer in persönlicher Abhän-
gigkeit Dienste leistet, ist auch dann Arbeitnehmer, 
wenn das Rechtsverhältnis im Dienstvertrag als frei-
es Mitarbeiterverhältnis bezeichnet wird (z.B. BAG 
v. 12. September 1996, DB 1996, S. 2083). 

9 Der Arbeitnehmer ist aufgrund des Arbeitsvertrages 
nur zu einer bestimmten Tätigkeit verpflichtet, also 
zu einem „Wirken“, nicht aber zur Herstellung eines 
bestimmten Werkes. Wenn ein bestimmter Erfolg ge-
schuldet ist, ohne dass es auf die dafür notwendige 
Arbeit ankommt, handelt es sich um einen Werkver-
trag. Die Erfüllung eines Werkvertrages stellt eine 
selbstständige Tätigkeit dar.  

Beispiele: 

–   Bauplanung durch den Architekten,

–   Beförderung von Personen und Gütern,

–   Herstellung eines tauglichen EDV-Programms.

Handels- und Versicherungsvertreter

10 Handelsvertreter ist, wer als selbstständiger Ge-
werbetreibender ständig damit betraut ist, für einen 
anderen Geschäfte zu vermitteln oder in dessen 
Namen abzuschließen (§ 84 Abs. 1 Satz 1 HGB). An-
gestellter Vertreter ist dagegen, wer diese Aufgaben 
hat, ohne selbstständig zu sein (§ 84 Abs. 2 HGB). 




